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Antrag
der Länder Bayern, Nordrhein-Westfalen

Dritte Verordnung zur Änderung gefahrgutrechtlicher Verordnungen

TOP 50 der 804. Sitzung des Bundesrates am 15. Oktober 2004

Der Bundesrat möge beschließen, der Verordnung gemäß Artikel 80 Abs. 2 des Grundge-

setzes in der aus der Anlage ersichtlichen Fassung zuzustimmen.
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Anlage

Dritte Verordnung

zur Änderung gefahrgutrechtlicher Verordnungen*)

Es verordnen

- auf Grund des § 3 Abs. 1 des Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes vom 6. Januar 2004

(BGBl I S. 2) das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit im Einvernehmen mit dem Bun-

desministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft, dem Bundesministerium

für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen nach Anhörung des Ausschusses für technische Ar-

beitsmittel und Verbraucherprodukte und

 - auf Grund des § 3 Abs. 1, 2 und 5 in Verbindung mit § 7a und auf Grund des § 5 Abs. 2, 3 und

5 des Gefahrgutbeförderungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Septem-

ber 1998 (BGBl. I S. 3114), von denen § 3 Abs. 1 und 2 durch Artikel 250 Nr. 1 und 2 der Ver-

ordnung vom 29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2785) geändert worden ist und § 5 Abs. 2 und § 7a

zuletzt durch Artikel 11 § 5 des Gesetzes vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3082) geändert wor-

den sind, das Bundesministerium für Verkehr-, Bau- und Wohnungswesen,

 - auf Grund des § 12 Abs. 2 und 3 des Gefahrgutbeförderungsgesetzes in Verbindung mit dem

2. Abschnitt des Verwaltungskostengesetzes vom 23. Juni 1970 (BGBl. I S. 821), von denen

§ 12 Abs. 2 zuletzt durch Artikel 18 Nr. 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 2001 (BGBl. I

 S. 3762) geändert worden ist, das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen

Artikel 1

Verordnung über ortsbewegliche Druckgeräte

(OrtsDruckV)

Inhaltsübersicht:

§ 1 Anwendungsbereich

§ 2 Begriffsbestimmungen

                                                
*) Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 1999/36/EG des Rates vom 29. April 1999 über ortsbewegliche Druckgeräte

(ABl. EG Nr. L 138 S. 20, 2002 Nr. L 135 S. 28), sowie der Richtlinie 2001/2/EG der Kommission vom 4. Januar 2001 zur Anpassung

der Richtlinie 1999/36/EG des Rates über ortsbewegliche Druckgeräte an den technischen Fortschritt (ABl. EG Nr. L 5 S. 4) und der

Richtlinie 2002/50/EG der Kommission vom 6. Juni 2002 zur Anpassung der Richtlinie 1999/36/EG über ortsbewegliche Druckgeräte an

den technischen Fortschritt (ABl. EG Nr. L 149 S. 28).



                                                                     3                                               Drucksache 604/2/04

§ 3 Konformitätsbewertung neuer ortsbeweglicher Druckgeräte

§ 4 Neubewertung der Konformität vorhandener ortsbeweglicher Druckgeräte

§ 5 Gegenseitige Anerkennung

§ 6 Kennzeichnung ortsbeweglicher Druckgeräte

§ 7 Unternehmensprüfstellen

§ 8 Verwendung und wiederholte Inbetriebnahme

§ 9 Wiederkehrende Prüfungen

§ 10 Mitteilungspflichten

§ 11 Besondere Zuständigkeiten

§ 12 Straftaten und Ordnungswidrigkeiten

§ 13 Anwendung anderer Rechtsvorschriften

§ 14 Übergangsvorschriften

Anlage 1 Verfahren zur Einrichtung zugelassener Stellen nach § 11 Abs. 1

Anlage 2 Aufgaben der zugelassenen Stellen nach § 11 Abs. 1

§ 1

Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung ist anzuwenden auf das Inverkehrbringen von neuen ortsbeweglichen

Druckgeräten, die Neubewertung der Konformität vorhandener ortsbeweglicher Druckgeräte, die

wiederkehrende Prüfung dieser ortsbeweglichen Druckgeräte sowie deren wiederholte Inbetrieb-

nahme und deren Verwendung für die Beförderung bestimmter gefährlicher Güter auf der Straße

und mit Eisenbahnen.

(2) Diese Verordnung gilt nicht für

1. vorhandene ortsbewegliche Druckgeräte, die nach Maßgabe des Artikels 1 Abs. 3 der

Richtlinie 1999/36/EG des Rates vom 29. April 1999 über ortsbewegliche Druckgeräte

(ABl. EG Nr. L 138 S. 20, 2002 EG Nr. L 135 S. 28), zuletzt geändert durch die Richtlinie

2002/50/EG der Kommission vom 6. Juni 2002 (ABl. EG Nr. L 149 S. 28), keiner Neube-

wertung der Konformität unterzogen werden;

2. ortsbewegliche Druckgeräte, die nach Artikel 1 Abs. 4 der Richtlinie 1999/36/EG aus-

schließlich für die Beförderung zwischen dem Gebiet der Mitgliedstaaten der Europäi-

schen Union und den anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen

Wirtschaftraum und dem Gebiet von Drittstaaten verwendet werden;

3. Druckgeräte, die unter die jeweils geltende Fassung der Druckgeräteverordnung vom

27. September 2002 (BGBl. I S. 3777, 3806) fallen;

4. ortsbewegliche Druckgeräte, die für eine ausschließlich militärische Verwendung herge-

stellt wurden und deren Eigentümer die Bundeswehr oder ausländische Streitkräfte sind
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oder für die diese verantwortlich sind, sofern diese ortsbeweglichen Druckgeräte vor dem

[einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung] in Verkehr gebracht worden sind.

(3) Die Vorschriften der Gefahrgutverordnung Straße und Eisenbahn ausgenommen deren § 6

bleiben unberührt.

§ 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung

1. sind ortsbewegliche Druckgeräte

a) alle Gefäße (Flaschen, Großflaschen, Druckfässer, Kryo-Behälter, Flaschenbündel)

gemäß Anlage A der Richtlinie 94/55/EG  des Rates vom 21. November 1994 zur An-

gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für den Gefahrguttransport auf

der Straße (ABl. EG Nr. L 319 S. 7), zuletzt geändert durch Richtlinie 2003/38/EG der

Kommission vom 7. April 2003 (ABl. EG Nr. L 090 S. 45),

b) Tanks, einschließlich Aufsetztanks, Tanks von Batterie-Fahrzeugen oder Batteriewa-

gen, Tankcontainer, ortsbewegliche Tanks, Tanks von Eisenbahnkesselwagen, fest-

verbundene Tanks (Tankfahrzeuge), Gascontainer mit mehreren Elementen (MECG),

die für die Beförderung von Gasen der Klasse 2 gemäß den Anlagen der Richtlinie

94/55/EG und den Anhängen der Richtlinie 96/49/EG des Rates vom 23. Juli 1996 zur

Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Eisenbahnbeförderung

gefährlicher Güter (ABl. EG Nr. L 235 S. 25), zuletzt geändert durch Richtlinie 2004/89/EG

der Kommission vom 13. September 2004 (ABl. EG Nr. L 293 S. 14) sowie für die Beför-

derung bestimmter gefährlicher Stoffe anderer Klassen gemäß Anhang VI der Richtlinie

1999/36/EG benutzt werden, einschließlich ihrer Ventile und sonstigen für die Beförde-

rung benutzten Ausrüstungsteile.

Nicht unter diese Begriffsbestimmung fallen Geräte, die den Bestimmungen über Frei-

stellungen gemäß den Unterabschnitten 1.1.3.2 und 1.1.3.4 gemäß Anlage A der Richtli-

nie 94/55/EG und gemäß den Anhängen der Richtlinie 96/49/EG unterliegen, sowie Aero-

solbehälter UN-Nummer 1950 und Flaschen für Atemschutzgeräte;

2. ist zugelassene Stelle nach § 2 Abs. 15 Nr. 1 Buchstabe a und Nr. 2 des Geräte- und Pro-

duktsicherheitsgesetzes die benannte Stelle nach der Richtlinie 1999/36/EG;

3. ist Unternehmensprüfstelle die zugelassene Stelle nach der Richtlinie 1999/36/EG;

4. sind Konformitätsbewertungsverfahren die in Anhang IV Teil I der Richtlinie 1999/36/EG

festgelegten Verfahren;

5. ist Neubewertung der Konformität das Verfahren, bei dem auf Antrag des Eigentümers

 oder seines im Europäischen Wirtschaftsraums niedergelassenen Bevollmächtigten oder
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des Besitzers im nachhinein überprüft wird, ob vorhandene ortsbewegliche Druckgeräte,

die

a) als Flaschen, Großflaschen und Kryo-Behälter vor dem 1. Juli 2001 in Betrieb genom-

men wurden,

b) als Druckfässer, Flaschenbündel oder Tanks vor dem 1. Juli 2005 in Betrieb genom-

men wurden,

die einschlägigen Bestimmungen der Anlagen der Richtlinie 94/55/EG und den Anhängen

der Richtlinie 96/49/EG erfüllen.

§ 3

Konformitätsbewertung neuer ortsbeweglicher Druckgeräte

(1) Neue Gefäße, Tanks, Ventile und sonstige Ausrüstungsteile mit unmittelbarer Sicherheitsfunk-

tion für das ortsbewegliche Druckgerät müssen folgende Anforderungen erfüllen:

1. Sie müssen den anwendbaren Europäischen Normen (EN-Normen) oder Richtlinien ent-

sprechen, die in Abschnitt 6.2.2 oder Unterabschnitt 6.8.2.6 des Europäischen Überein-

kommens vom 30. September 1957 über die internationale Beförderung gefährlicher Gü-

ter auf der Straße (ADR) und der Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförderung

gefährlicher Güter (RID) aufgeführt sind.

2. Soweit in den in Nummer 1 genannten Vorschriften keine Europäischen Normen oder

Richtlinien aufgeführt, sind folgende Vorgehensweisen zulässig:

a) Anwendung einer Europäischen Norm ab dem Beschluss der Gemeinsamen Tagung

der Arbeitsgruppe 15 der Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten Nationen

und des Sicherheitsausschusses für die Ordnung über die internationale Eisenbahn-

beförderung gefährlicher Güter zur Aufnahme des Zitates der Norm1,

b) Anwendung einer geeigneten anderen europäischen oder internationalen Norm in

Verbindung mit einem technischen Regelwerk, wenn die Art des ortsbeweglichen

Druckgerätes oder seiner Ausrüstungsteile mit unmittelbarer Sicherheitsfunktion in

Abschnitt 6.2.2 des Europäischen Übereinkommens vom 30. September 1957 über

die internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter (ADR) und der Ordnung

für die internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter (RID) nicht erfasst ist,

oder

c) Anwendung einer nationalen Norm in Verbindung mit einem technischen Regelwerk.

3. Die Anwendung der Normen in Verbindung mit einem technischen Regelwerk nach

Nummer 2 Buchstabe b und c setzt deren vorherige Anerkennung als technisches Re-

gelwerk gemäß Abschnitt 6.2.3 oder Unterabschnitt 6.2.8.7 des Europäischen Überein-

                                                
1 Amtlicher Hinweis: werden veröffentlicht unter http://www.otif.org
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kommens vom 30. September 1957 über die internationale Beförderung gefährlicher

Güter auf der Straße (ADR) und der Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförde-

rung gefährlicher Güter (RID) durch die nach der Gefahrgutverordnung Straße und Ei-

senbahn zuständigen Behörde voraus, soweit sie den betroffenen Fall in Verbindung mit

dem technischen Regelwerk im elektronischen Bundesanzeiger2 bekannt gemacht hat

und die erforderlichen Informationen auf ihrer Internetseite allgemein zugänglich bereit-

hält.

(2) Ortsbewegliche Druckgeräte nach Absatz 1 dürfen nur in Verkehr gebracht werden, wenn die

Einhaltung der Anforderungen nach Absatz 1 von der zugelassenen Stelle gemäß dem Verfahren

nach Anhang IV Teil I und Anhang V der Richtlinie 1999/36/EG festgestellt wurde und sie mit der

Kennzeichnung gemäß § 6 versehen sind. Neue Ventile und sonstige Ausrüstungsteile, für die die

in Absatz 1 genannten Vorschriften keine detaillierten technischen Vorschriften enthalten, müssen

den Anforderungen der Richtlinie 97/23/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur An-

gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Druckgeräte (ABl. EG Nr. L 181 S. 1,

Nr. L 265 S. 110) entsprechen und gemäß Artikel 10 der Richtlinie 97/23/EG einem Konformitäts-

bewertungsverfahren für Kategorie II, III oder IV unterzogen werden, je nachdem, ob das Gefäß

oder der Tank unter Kategorie 1, 2 oder 3 gemäß Anhang V der Richtlinie 1999/36/EG fällt.

(3) Ventile und sonstige Ausrüstungsteile mit unmittelbarer Sicherheitsfunktion für das ortsbewegli-

che Druckgerät, insbesondere Sicherheitsventile, Füll- und Entleerungsventile sowie Flaschenven-

tile sind einem Konformitätsbewertungsverfahren zu unterziehen, dessen Anforderungen mindes-

tens der Kategorie des Gefäßes oder des Tanks nach Anhang V der Richtlinie 1999/36/EG ent-

spricht, an dem sie montiert sind. Diese Teile können unabhängig von dem Verfahren der Konfor-

mitätsbewertung für Gefäße oder Tanks einem gesonderten Verfahren der Konformitätsbewertung

unterzogen werden.

                                                
2 Amtlicher Hinweis: http://www.ebundesanzeiger.de
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§ 4

Neubewertung der Konformität vorhandener ortsbeweglicher Druckgeräte

(1) Vorhandene ortsbewegliche Druckgeräte dürfen nur verwendet werden, wenn die Einhaltung

der Vorgaben der Gefahrgutverordnung Straße und Eisenbahn in Verbindung mit den darin jeweils

festgelegten Fassungen des Europäischen Übereinkommens vom 30. September 1957 über die

internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße (ADR) und der Ordnung für die inter-

nationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter (RID) von einer zugelassenen Stelle nach dem

Verfahren zur Neubewertung der Konformität gemäß Anhang IV Teil II der Richtlinie 1999/36/EG

festgestellt wurde.

(2) Bei der Neubewertung ist die Fassung des Europäischen Übereinkommens vom 30. Septem-

ber 1957 über die internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße (ADR) und der

Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter (RID) einschließlich der

darin zitierten anwendbaren Europäischen Normen anzuwenden, die zum Zeitpunkt der Neube-

wertung in Kraft ist.

(3) Flaschen, die nach der Richtlinie 84/525/EWG des Rates vom 17. September 1984 zur Anglei-

chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über nahtlose Flaschen aus Stahl (ABl. EG

Nr. L 300 S. 1), der Richtlinie 84/526/EWG des Rates vom 17. September 1984 zur Angleichung

der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über nahtlose Gasflaschen aus unlegiertem Aluminium

und Aluminiumlegierungen (ABl. EG Nr. L 300 S. 20) und der Richtlinie 84/527/EWG des Rates

vom 17. September 1984 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über ge-

schweißte Gasflaschen aus unlegiertem Stahl (ABl. EG Nr. L 300 S. 48) bewertet und in Verkehr

gebracht worden sind, gelten als konformitätsbewertet im Sinne dieser Verordnung.

§ 5

Gegenseitige Anerkennung

Den ortsbeweglichen Druckgeräten nach §§ 3, 4 und 9 sind solche gleichgestellt, die von einer

Stelle nach der Richtlinie 1999/36/EG in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder

in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum nach

der Richtlinie 1999/36/EG konformitätsbewertet worden sind, dem konformitätsbewerteten Muster

entsprechen und nach § 6 gekennzeichnet sind.
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§ 6

Kennzeichnung ortsbeweglicher Druckgeräte

(1) Ortsbewegliche Druckgeräte nach dieser Verordnung, die §§ 3 und 4 entsprechen, sind mit

dem Kennzeichen nach Anhang VII der Richtlinie 1999/36/EG und der Kennnummer der zugelas-

senen Stelle oder der Unternehmensprüfstelle zu kennzeichnen. Die Kennzeichnung ist dauerhaft,

lesbar und so anzubringen, dass sie nicht entfernt werden kann.

(2) Unbeschadet der Anforderungen für die Kennzeichnung der Gefäße und Tanks gemäß den

Richtlinien 94/55/EG und 96/49/EG müssen alle wiederkehrend geprüften ortsbeweglichen Druck-

geräte zum Zweck der wiederkehrenden Prüfungen die Kennnummer der Stelle tragen, die die

wiederkehrende Prüfung des Geräts durchgeführt hat, damit erkennbar ist, dass das Gerät weiter-

verwendet werden kann. Bei Flaschen gemäß § 4 Abs. 3 ist bei der ersten wiederkehrenden Prü-

fung gemäß dieser Verordnung vor dieser Kennnummer die in Anhang VII der Richtlinie

1999/36/EG beschriebene Kennzeichnung anzubringen.

(3) Sowohl bei der Konformitätsbewertung als auch bei der Neubewertung und bei den wiederkeh-

renden Prüfungen ist die Kennnummer der zugelassenen Stelle oder der Unternehmensprüfstelle

unter ihrer Verantwortung von dieser selbst oder vom Hersteller oder von dessen im Europäischen

Wirtschaftsraum niedergelassenen Bevollmächtigten oder vom Besitzer auf dem Gerät so anzu-

bringen, dass sie sichtbar ist und nicht entfernt werden kann.

(4) Die Kennzeichnung darf mit der Kennzeichnung gemäß den Richtlinien 94/55/EG und

96/49/EG nicht verbunden werden, soll aber in unmittelbarer Nähe angebracht werden.

(5) Wird von einer zuständigen Behörde nach § 8 des Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes

oder nach § 9 des Gefahrgutbeförderungsgesetzes festgestellt, dass das Kennzeichen unberech-

tigterweise angebracht wurde, so sind die ortsbeweglichen Druckgeräte unverzüglich wieder in

Einklang mit den Kennzeichnungsbestimmungen zu bringen.

§ 7

Unternehmensprüfstellen

(1) Als Unternehmensprüfstelle können Prüfstellen von Unternehmen gemäß § 21 Abs. 1 des Ge-

räte- und Produktsicherheitsgesetzes in Verbindung mit § 9 Abs. 2 Satz 3 des Gerätesicherheits-

gesetzes in der am 31. Dezember 2000 geltenden Fassung anerkannt werden, wenn sie die Vor-

aussetzungen der Anhänge I und III der Richtlinie 1999/36/EG erfüllen. Gleichgestellt sind Stellen

nach § 2 Abs. 15 Nr. 2 des Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes.

(2) Unternehmensprüfstellen dürfen die wiederkehrenden Prüfungen von Gefäßen gemäß § 2 Nr. 1

Buchstabe a einschließlich ihrer Ventile und sonstigen für die Beförderung benutzten Ausrüs-

tungsteile und die Neubewertung der Konformität vorhandener Gefäße, einschließlich ihrer Ventile

und sonstigen für die Beförderung benutzten Ausrüstungsteile, die einem von einer zugelassenen
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Stelle einer Neubewertung unterzogenen Baumuster entsprechen, nach Anhang IV Teil III Modul 1

durchführen.

(3) Unternehmensprüfstellen sowie der Eigentümer, sein im Europäischen Wirtschaftsraum nie-

dergelassener Bevollmächtigter oder der Besitzer können nach Anhang IV Teil III Modul 2 der

Richtlinie 1999/36/EG wiederkehrende Prüfungen im Rahmen der Qualitätssicherung vornehmen,

wenn ihr Qualitätssicherungssystem durch eine zugelassene Stelle bewertet wurde. Die zugelas-

sene Stelle teilt der zuständigen Behörde nach § 11 des Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes

die von ihr bewerteten Stellen und deren Aufgabenbereich sowie Änderungen der Bewertung mit.

§ 8

Verwendung und wiederholte Inbetriebnahme

Ortsbewegliche Druckgeräte, die §§ 3 und 4 entsprechen, sowie Flaschen, die die Konformitäts-

kennzeichnung gemäß den Richtlinien 84/525/EWG, 84/526/EWG und 84/527/EWG sowie als

Nachweis für die Durchführung der wiederkehrenden Prüfung das Kennzeichen und die Kenn-

nummer gemäß § 6 tragen, dürfen nur betrieben und verwendet werden, wenn die in der Gefahr-

gutverordnung Straße und Eisenbahn in Verbindung mit den darin jeweils festgelegten Fassungen

des Europäischen Übereinkommens vom 30. September 1957 über die internationale Beförderung

gefährlicher Güter auf der Straße (ADR) und der Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförde-

rung gefährlicher Güter (RID) vorgeschriebenen Betriebsbedingungen eingehalten werden und die

vorgesehenen Prüfungen durchgeführt worden sind.

§ 9

Wiederkehrende Prüfungen

(1) Die wiederkehrende Prüfung von Gefäßen, einschließlich ihrer Ventile und sonstiger für die

Beförderung benutzter Ausrüstungsteile, wird von einer zugelassenen Stelle oder einer Unterneh-

mensprüfstelle nach dem Verfahren des Anhangs IV Teil III der Richtlinie 1999/36/EG durchge-

führt.

(2) Die wiederkehrende Prüfung von Tanks, einschließlich ihrer Ventile und sonstiger für die Beför-

derung benutzter Ausrüstungsteile, wird von einer zugelassenen Stelle nach dem Verfahren des

Anhangs IV Teil III Modul 1 der Richtlinie 1999/36/EG durchgeführt.
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§ 10

Mitteilungspflichten

(1) Die zuständigen Behörden nach § 11 Abs. 3 teilen dem Bundesministerium für Verkehr, Bau-

und Wohnungswesen im Hinblick auf die nach Artikel 11 der Richtlinie 1999/36/EG erforderliche

Unterrichtung der Europäischen Kommission unverzüglich die von ihnen im Rahmen ihrer Zustän-

digkeit bei der Durchführung dieser Verordnung ergriffenen Maßnahmen mit. Das Bundesministe-

rium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen unterrichtet die für den Vollzug dieser Verordnung

zuständigen obersten Landesbehörden über Maßnahmen anderer Mitgliedstaaten.

(2) Die zuständige Behörde nach § 11 Abs. 1 des Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes teilt

dem Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen im Hinblick auf die nach Artikel 8

und Artikel 9 der Richtlinie 1999/36/EG erforderliche Meldung an die Europäische Kommission und

die anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft mit, welche Stellen sie anerkannt hat.

Sie teilt ferner die Kennnummer mit, die diesen Stellen zuvor von der Europäischen Kommission

zugeteilt wurde.

§ 11

Besondere Zuständigkeiten

(1) Die Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung und das Eisenbahn-Bundesamt richten,

soweit es bei der Durchführung dieser Verordnung um die Wahrnehmung von Aufgaben nach dem

Gefahrgutbeförderungsgesetz geht, nach Maßgabe der Anlage 1 jeweils eine zugelassene Stelle

ein. Diese darf die in Anlage 2 beschriebenen Aufgaben und Tätigkeiten wahrnehmen. Soweit von

der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung und dem Eisenbahn-Bundesamt außerhalb

der Tätigkeit als zugelassene Stelle hoheitliche Aufgaben im Zusammenhang mit der Beförderung

gefährlicher Güter wahrgenommen werden, bleibt die Fachaufsicht des Bundesministeriums für

Verkehr, Bau- und Wohnungswesen unberührt.

(2) Für die Bundeswehr und die ausländischen Streitkräfte erkennt das Bundesministerium der

Verteidigung die zugelassenen Stellen und die Prüfstellen für den militärischen Bereich im Sinne

von Unternehmensprüfstellen nach dieser Verordnung an, soweit es bei der Durchführung dieser

Verordnung um die Wahrnehmung von Aufgaben nach dem Gefahrgutbeförderungsgesetz geht.

Das Bundesministerium der Verteidigung überwacht sie bei ihrer Tätigkeit nach dieser Verordnung.

Die zugelassenen Stellen nach Satz 1 dürfen die Konformitätsbewertung sowie die Neubewertung

der Konformität nur für ortsbewegliche Druckgeräte vornehmen, die ihrer Bauart nach ausschließ-

lich für eine militärische Verwendung vorgesehen sind und von der Bundeswehr oder den auslän-

dischen Streitkräften für eigene Zwecke zur Beförderung gefährlicher Güter verwendet werden. Sie

dürfen zudem Prüfungen der so bewerteten ortsbeweglichen Druckgeräte durchführen. Die Prüf-
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stellen nach Satz 1 dürfen Prüfungen ortsbeweglicher Druckgeräte nach § 9 vornehmen, deren

Konformität von einer zugelassenen Stelle nach Satz 3 bewertet wurde. § 10 Abs. 2 gilt entspre-

chend.

(3) Für die Überwachung sind, soweit es bei der Durchführung dieser Verordnung um die Wahr-

nehmung von Aufgaben nach dem Gefahrgutbeförderungsgesetz geht, zuständig

1. die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung für Tanks von Tankcontainern und für

ortsbewegliche Tanks,

2. das Eisenbahnbundesamt für Gefäße und Tanks von Batteriewagen, für Tanks von Eisen-

bahnkesselwagen und für abnehmbare Tanks,

3. die vom Bundesministerium der Verteidigung bestimmte Stelle für ortsbewegliche Druckge-

räte des militärischen Bereichs, die nach dieser Verordnung konformitätsbewertet und ge-

prüft worden sind und von der Bundeswehr oder ausländischen Streitkräften für eigene

Zwecke für die Beförderung gefährlicher Güter verwendet werden,und

4. die nach Landesrecht zuständigen Behörden gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 des Geräte- und

Produktsicherheitsgesetze für übrige ortsbewegliche Druckgeräte.

(4) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen koordiniert die Überwachung

durch die in Absatz 3 Nr. 1 bis 3 genannten Behörden und beteiligt die in Absatz 3 Nr. 4 genannten

Behörden. In Tagungen zur Koordinierung führt das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und

Wohnungswesen den Vorsitz, das Sekretariat führt die Bundesanstalt für Materialforschung und –

prüfung. Die Tagungen finden mindestens einmal jährlich statt. Die Bundesanstalt für Materialfor-

schung und –prüfung erstellt einmal jährlich einen Bericht über die Überwachung.

§ 12

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten

1) Ordnungswidrig im Sinne des § 19 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a des Geräte- und Produktsicher-

heitsgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 3 Abs. 2 neue ortsbewegliche

Druckgeräte in Verkehr bringt.

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 1 des Gefahrgutbeförderungsgesetzes handelt,

wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 4 Abs. 1 vorhandene ortsbewegliche Druckgeräte ver-

wendet.

(3) Wer eine in Absatz 1 bezeichnete vorsätzliche Handlung beharrlich wiederholt oder durch eine

solche vorsätzliche Handlung Leben oder Gesundheit eines anderen oder fremde Sachen von be-

deutendem Wert gefährdet, ist nach § 20 des Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes strafbar.
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§ 13

Anwendung anderer Rechtsvorschriften

Sollen ortsbewegliche Druckgeräte für die Beförderung gefährlicher Güter verwendet werden, de-

ren Konformität nicht nach § 3 bewertet oder nach § 4 neu bewertet werden muss und die auch

nicht bewertet wurde, so sind für diese ortsbeweglichen Druckgeräte nur die Vorschriften der Ge-

fahrgutverordnung Straße und Eisenbahn anzuwenden.

§ 14

Übergangsvorschriften

(1)Die Vorschriften dieser Verordnung sind für ortsbewegliche Druckgeräte, die Flaschen, Großfla-

schen oder Kryo-Behälter sind, ab dem [einsetzen: Datum des auf die Verkündung folgenden Ta-

ges] anzuwenden. Für übrige ortsbewegliche Druckgeräte sind sie ab dem 1. Juli 2005 anzuwen-

den.

(2)Flaschen, Großflaschen und Kryo-Behälter, die seit dem 1. Juli 2001 bis zum Ablauf des [ein-

setzen: Datum des Tages der Verkündung] im Sinne des § 3 oder des § 4 in Anwendung der

Richtlinie 1999/36/EG konformitätsbewertet und nach § 6 gekennzeichnet worden sind, bedürfen

keiner erneuten Bewertung nach § 3 oder nach § 4. § 9 ist anzuwenden.
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Anlage 1

(zu § 11 Abs. 1)

Verfahren zur Einrichtung zugelassener Stellen nach § 11 Abs. 1

(1) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung und das Eisenbahn-Bundesamt zei-

gen der nach § 11 Abs. 1 des Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes zuständigen Behörde die

Einrichtung einer zugelassenen Stelle an. Der Anzeige sind Unterlagen beizufügen, die belegen,

dass die Voraussetzungen der Anhänge I und II der Richtlinie 1999/36/EG insbesondere hinsicht-

lich Ausrüstung und Fachkunde des Personals erfüllt sind.

(2) Stellt die zuständige Behörde anhand der Unterlagen fest, dass die Voraussetzungen zur

Einrichtung einer zugelassene Stelle nach Absatz 1 erfüllt sind, teilt sie dies den in Absatz 1 ge-

nannten Bundesstellen mit. Sie unterrichtet das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh-

nungswesen.

(3) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung und das Eisenbahn-Bundesamt er-

richten und betreiben die zugelassene Stelle so, dass sie fachlich unabhängig ist und keinen Wei-

sungen unterliegt.
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Anlage 2

(zu § 11 Abs. 1)

Aufgaben der zugelassenen Stellen nach § 11 Abs. 1

(1) Die zugelassene Stelle bei der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung darf

Konformitätsbewertungen und Prüfungen von ortsbeweglichen Druckgeräten, ausgenommen Auf-

setztanks, Tanks oder Gefäße von Batterie-Fahrzeugen und Batteriewagen, Tanks von Eisen-

bahnkesselwagen und Tankfahrzeugen, einschließlich der Ventile und Ausrüstungsteile mit un-

mittelbarer Sicherheitsfunktion durchführen. Für die Konformitätsbewertung von Gefäßen gilt dies

nur, wenn die Konformität des Baumusters ortsbeweglicher Druckgeräte gleichzeitig für die Kenn-

zeichnung und die Beförderung gefährlicher Güter mit Seeschiffen bewertet werden soll.

(2) Die zugelassene Stelle beim Eisenbahn-Bundesamt darf Konformitätsbewertungen und

Prüfungen von Gefäßen oder Tanks von Batteriewagen, Tanks von Eisenbahnkesselwagen und

von abnehmbaren Tanks durchführen.

(3) Die übrigen Bestimmungen dieser Verordnung über die Konformitätsbewertung und die

Prüfungen bleiben unberührt.
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Artikel 2

Änderung der Kostenverordnung für Maßnahmen bei der Beförderung gefährlicher Güter

Die Anlage der Kostenverordnung für Maßnahmen bei der Beförderung gefährlicher Güter vom 13.

November 1990 (BGBl. I S. 2490), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. April 2003

(BGBl. I S. 595), wird wie folgt geändert:

1. Dem Inhaltsverzeichnis wird folgender Teil VI angefügt:

"VI. Teil: Ortsbewegliche Druckgeräte

1. Abschnitt: Gebühren des Bundes"

2. Dem Gebührenverzeichnis wird folgender Teil VI angefügt:

"VI. Ortsbewegliche Druckgeräte

1. Abschnitt: Gebühren des Bundes

Gebühren-

Nummer

Gebührentatbestand Gebühr

Euro

1101 Überwachung nach § 11 der Verordnung über ortsbewegliche

Druckgeräte vom [einsetzen: Datum der Verordnung] 2004

(BGBl. I S. [einsetzen: Fundstelle der Verordnung]) des Herstel-

lers, Eigentümers, Besitzers oder Betreibers durch die nach § 11

Abs. 3 Nr. 1 und 2 zuständige Behörde, wenn die Überwachungs-

maßnahme aufgrund eines wiederholten Verdachts oder einer

Beschwerde oder als Stichprobe durchgeführt wurde und entweder

der Verdacht oder die Beschwerde verantwortlich vom Betroffenen

veranlasst worden ist oder ein schwerwiegender Verstoß gegen

die Verordnung über ortsbewegliche Druckgeräte festgestellt wur-

de. Die Gebühren werden nach dem Zeitaufwand berechnet und

betragen."

15 je begonne-

ne Viertelstunde
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Artikel 3

Änderung der Gefahrgutverordnung Straße und Eisenbahn

§ 6 Abs. 5 der Gefahrgutverordnung Straße und Eisenbahn in der Fassung der Bekanntmachung

vom 10. September 2003 (BGBl. I S. 1013, 2139), die zuletzt durch die Verordnung vom 24. März

2004 (BGBl. I S. 485) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

"1. die wiederkehrenden Prüfungen von Druckgefäßen nach Absatz 6.2.1.6.1 - ausgenommen

die Prüfung der Kennzeichnung nach Unterabschnitt 5.2.1.6, soweit diese nach Artikel 1

 Abs. 4 der Richtlinie 1999/36/EG nur im Verkehr mit Staaten eingesetzt werden, die weder

Mitgliedstaat der Europäischen Union noch Vertragsstaat des Abkommens über den Euro-

päischen Wirtschaftsraum sind, oder soweit diese nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 der Verordnung über

ortsbewegliche Druckgeräte vom [Einsetzen: Datum dieser Verordnung] 2004 (BGBl. I

S. [Einsetzen: Fundstelle dieser Verordnung] ) keiner Neubewertung der Konformität unter-

zogen werden;"

2.      In Nummer 2 Buchstabe c wird das Semikolon durch ein Komma ersetzt und werden folgen-

de Wörter angefügt:

"dies gilt nicht für die in Buchstabe a und b aufgeführten Tanks, soweit diese ab dem

1. Juli 2005 als ortsbewegliche Druckgeräte nach § 3 oder § 4 der Verordnung über ortsbe-

wegliche Druckgeräte vom [Einsetzen: Datum dieser Verordnung], (BGBl. I S. [Einsetzen:

Fundstelle dieser Verordnung]) konformitätsbewertet werden."

3.      In Nummer 3 Buchstabe c wird das Semikolon durch ein Komma ersetzt und werden

         folgende Wörter angefügt:

"dies gilt nicht für die in den Buchstaben a und b aufgeführten Tanks, soweit diese nach dem

1. Juli 2005 als ortsbewegliche Druckgeräte nach § 9 der Verordnung über ortsbewegliche

Druckgeräte vom [Einsetzen: Datum dieser Verordnung], (BGBl. I S. [Einsetzen: Fundstelle

dieser Verordnung]) geprüft werden."
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Artikel 4

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

______________________

Der Bundesrat hat zugestimmt.

Der Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen

________________________________

Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit

________________________________
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Begründung:

Zur Ermächtigungsgrundlage:
Mit dem vorgelegten Verordnungsentwurf soll die Richtlinie 1999/36/EG des Rates
vom 29. April 1999 über ortsbewegliche Druckgeräte (EG ABl Nr. L 138, S. 20) um-
gesetzt werden. Diese Richtlinie beruht zwar auf Artikel 71 Abs. 1 Buchstabe c des
EG-Vertrages (ex-Art. 75) und ist damit äußerlich keine Binnenmarktrichtlinie nach
Artikel 95 EG-Vertrag, inhaltlich werden darin jedoch weitgehend Regelungen zum
freien Warenverkehr also zum Inverkehrbringen ortsbeweglicher Druckgeräte ge-
troffen (siehe beispielsweise Erwägungsgrund 3 der Richtlinie). Die meisten techni-
schen Binnenmarktrichtlinien sind über das ehemalige Gerätesicherheitsgesetz
(GSG) umgesetzt worden, welches im neuen Geräte- und Produktsicherheitsgesetz
(GPSG) aufgegangen ist. Dieses Gesetz beinhaltet – über die Ermächtigungs-
grundlage im Gefahrgutbeförderungsgesetz (GGBefG) hinausgehend – ausreichen-
de Regelungen zu den Anforderungen beim Inverkehrbringen und Ausstellen von
Produkten, zu den Pflichten von Herstellern und Aufgaben und Befugnissen der zu-
ständigen Behörden, zur Benennung von Stellen und zu gegenüber der Kommission
einzuhaltenden Meldeverfahren, unabhängig von Zwecken der Beförderung gefähr-
licher Güter. Die vorgelegte Verordnung sollte daher zusätzlich auf das GPSG ge-
stützt werden, um nicht erforderliche und zudem widersprüchliche Doppelregelun-
gen zu vermeiden.

Zu § 1:
Der Text der Verordnung sollte sich möglichst nah an den Text der umzusetzenden
Richtlinie halten. Daher waren Anpassungen in § 1 des Entwurfs erforderlich.

Die in Absatz 3 vorgenommene Abgrenzung zum GPSG ist nicht erforderlich, wenn
die Verordnung zusätzlich auf das GPSG gestützt wird. Stattdessen ist ein Hinweis
auf die Unberührtheit der Gefahrgutverordnung Straße und Eisenbahn erforderlich,
um einheitliche Begrifflichkeiten sicher zu stellen.

Zu § 2:
Die Neuformulierungen dienen der Anpassung an den Text der umzusetzenden
Richtlinie.
Der Begriff der "zugelassenen Stelle" ist bereits im GPSG definiert und ist identisch
mit der im Entwurf der Verordnung genannten "benannten Stelle". Zur Klarstellung
wird auf den bereits im GPSG definierten Begriff verwiesen. Im Übrigen ist deutlich
zu machen, dass die "zugelassene Stelle" im Sinne der Richtlinie 1999/36/EG eine
andere Funktion hat und auch mit einem anderen Begriff zu definieren ist. Dies ist in
Anlehnung an die Voraussetzungen für deren Benennung und im Vergleich zur
"Betreiberprüfstelle" der Druckgeräteverordnung (14. GPSGV) mit dem neuen Be-
griff "Unternehmensprüfstelle" erfolgt. Zu den Voraussetzungen für deren Benen-
nung siehe auch § 7.
Die Nummern 2 und 3 erübrigen sich wegen der Umformulierung der Nummer 7.
Auch der in Absatz 2 geregelte Verweis auf die Begriffsbestimmungen der GGVSE
erübrigt sich.

Zu §§ 3 und 4:
§ 3 Abs. 1 bestimmt jeweils auf der Basis des GGBefG und des europäischen sowie
internationalen Rechts die materiellen Anforderungen an ortsbewegliche Druckge-
räte, Absatz 2 legt jeweils die nach GPSG anzuwendenden Verfahren fest. § 3
 Abs. 3 regelt den Sonderfall gemäß Artikel Abs. 4 der Richtlinie 1999//36/EG. § 4
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Abs. 3 regelt den Sonderfall der vorhandenen ortsbeweglichen Druckgeräte nach
den Richtlinien 84/525/EWG, 84/526/EWG und 84/527/EWG.

Zu §§ 5 und 6:
Die im Entwurf enthaltenen Regelungen des § 5 sind angesichts vorhandener Re-
gelungen im GPSG nicht erforderlich. Stattdessen sollte hier eine Regelung zur ge-
genseitigen Anerkennung der innerhalb der Europäischen Union und des Europäi-
schen Wirtschaftsraums konformitätsbewerteten und gekennzeichneten ortsbe-
weglichen Druckgeräte erfolgen. Zu § 6 Anpassung an Richtlinientext und an die
zusätzliche Rechtsgrundlage GPSG.

Zur Streichung des § 7 des Entwurfs:
Wenn der Verordnungsentwurf zusätzlich auf das GPSG als Rechtsgrundlage ge-
stützt wird, erübrigt sich eine Regelung zu den benannten Stellen. Die entsprechen-
den Regelungen sind in § 11 GPSG enthalten.

Zu § 7:
Anpassung an den Richtlinientext. Anforderungen an unterschiedliche Arten von
Stellen können in einer Rechtsverordnung nach § 3 Abs. 3 GPSG geregelt werden.
Bis zum Erlass einer solchen Rechtsverordnung gelten nach § 21 Abs. 1 GPSG die
in § 9 Abs. 2 Satz 2 und 3 GSG geregelten Anforderungen.

Zu § 8:
Anpassung an Richtlinientext und Bezugnahme auf die jeweils aktuelle Fassung der
GGVSE in Verbindung mit ADR und RID.

Zu § 9:
Anpassung an den Richtlinientext

Zu § 10:
Umfassende Regelungen zur Marktüberwachung erübrigen sich dadurch, dass die
Verordnung zusätzlich auf das GPSG gestützt wird. In § 10 werden daher nur noch
Meldepflichten für die zuständigen Behörden zur Erfüllung der Verpflichtungen aus
der Richtlinie geregelt.

Zu § 11:
Auch Regelungen zum Schutzklauselverfahren erledigen sich angesichts des
GPSG. Die entsprechenden Regelungen sind in § 9 GPSG enthalten
Die Regelungen zu den Sonderzuständigkeiten der Bundesoberbehörden EBA und
BAM sowie der Bundesministerien der Verteidigung und für Verkehr, Bau- und
Wohnungswesen sind dagegen erforderlich und beruhen auf dem GGBefG. Sie
schließen die Überwachung im Zuständigkeitsbereich des Bundes im Sinne ent-
sprechender Regelungen im GPSG ein.

Zu § 12:
Die Bußgeldtatbestände müssen je nach Rechtsgrundlage aufgrund des GPSG
oder des GGBefG formuliert werden.

Zu den Anlagen 1 und 2:
Die im Entwurf vorhandene Anlage 1 ist nicht mehr erforderlich, da die Änderung zu
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 den Verweis auf den inhaltsgleichen Anhang VI der Richtlinie ent-
hält. Im Übrigen handelt es sich um Folgeänderungen.

Zu Artikel 2:
Wenn die vorliegende Verordnung zusätzlich auf das GPSG gestützt wird, bedarf es
keiner Gebührenregelung des Bundes für Gebühren der Länder für die Anerken-
nung zugelassener Stellen und für die Marktüberwachung. Die Gebühren sind be-
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reits in Landesgebührenverordnungen festgelegt. Die Regelung der Gebühren des
Bundes ist aber erforderlich.

Zu Artikel 3:
Folgeänderungen in der GGVSE auf Grund der Regelungen in der OrtsDruckV.

Begründung (gegenüber dem Plenum)

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen und das
Bundesministerium der Justiz hatten gegenüber den Empfehlungen des
Ausschusses für Arbeit und Sozialpolitik zur vorliegenden Verordnung
erhebliche Vorbehalte. Die vorstehende Neufassung der Verordnung ent-
hält daher eine in Abstimmung mit diesen Bundesministerien sowie dem
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit erarbeitete Kompromiss-
Fassung, gegen die keine weiteren Vorbehalte bestehen. Diese Fassung
soll daher die Empfehlungen des Ausschusses für Arbeit und Sozialpoli-
tik in der Drucksache 604/1/04 Buchstabe A Nr. 1 ersetzen.


